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 Infrastruktur und Bürger schützen – Abstandsflächen für Windindustrieanlagen 

jetzt! 

Antrag  
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/17453 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle sehr herzlich zu dieser Anhörung des Aus-
schusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie. Besonders begrüßen 
möchte ich die heute anwesenden Sachverständigen. Danke, dass Sie sich für diese 
Anhörung Zeit nehmen. Darüber hinaus begrüße ich alle übrigen Zuhörerinnen und 
Zuhörer einschließlich der Vertreterinnen und Vertreter der Medien.  

Die Anhörung wird, wie das bei uns üblich ist, per Livestream übertragen und kann im 
Internet eingesehen werden.  

Ich bedanke mich im Namen des Ausschusses bei allen Sachverständigen für die ein-
gereichten Stellungnahmen und für die heutige Anwesenheit. Aus Zeitgründen ist bei 
uns wie üblich keine mündliche Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnah-
men durch die Sachverständigen vorgesehen. Wir gehen davon aus, dass die Abge-
ordneten die Stellungnahmen ausgewertet haben und im Folgenden gezielt Fragen 
zur Vertiefung der Stellungnahmen und des Sachverhalts stellen werden, auf die wir 
uns konzentrieren wollen.  

Wir gehen so vor, dass in jeder Fragerunde jede Fraktion, beginnend mit der antrag-
stellenden Fraktion der AfD und dann nach der Größe der Fraktionen, eine Frage an 
einen Sachverständigen richten kann. Die Fragen werden gesammelt. In der anschlie-
ßenden Antwortrunde werden dann die jeweils angesprochenen Personen die jeweili-
gen Fragen beantworten. Ich weise Sie sehr eindringlich darauf hin und bitte darum, 
sich dabei daran zu orientieren, dass Ihnen maximal drei Minuten für die Antworten 
zur Verfügung stehen. Ich würde im Zweifel einen entsprechenden Hinweis geben und 
Sie bitten, zum Ende Ihrer Antwort zu kommen, damit wir dann weitere Sachverhalte 
behandeln oder auch bereits erörterte Sachverhalte in weiteren Fragerunden vertiefen 
können. Wir gehen so vor, bis die Fraktionen keine Fragen mehr haben oder bis das 
Ende unserer Sitzungszeit erreicht ist. Das wäre in knapp zwei Stunden der Fall.  

Damit können wir in die erste Fragerunde einsteigen.  

Christian Loose (AfD): Auch von der AfD-Fraktion ein herzliches Willkommen. Vielen 
Dank an Sie als Sachverständige dafür, dass Sie uns Ihre Stellungnahmen eingereicht 
haben und für Fragen zur Verfügung stehen.  

Herr Tschischke, bei Windindustrieanlagen geht es auch um Umweltauswirkungen, und 
zwar insbesondere dann, wenn diese Anlagen wie in NRW inzwischen auf bis zu 500 m 
an die Wohnbebauung herankommen können. Haben Sie persönlich oder als Vertreter 
der Verbraucherschutzorganisation VERNUNFTKRAFT NRW bereits Erfahrungen mit 
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Schallauswirkungen oder dem sogenannten Schlagschatten bei Windindustrieanlagen 
gemacht? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Sehr geehrte Herren Sachverständige, auch wir be-
danken uns sehr herzlich dafür, dass Sie uns heute zur Verfügung stehen und im Vor-
feld Stellungnahmen eingereicht haben, die wir mit Interesse gelesen haben.  

Herr Dr. Kruse, Sie betonen in Ihrer Stellungnahme, dass Betreiber von Windenergie-
anlagen nach § 5 Bundes-Immissionsschutzgesetz strenge Pflichten hinsichtlich Si-
cherheit und Vorsorge einhalten müssten und dass Genehmigungs- und Überwa-
chungsinstrumente existierten. Was ist aus Ihrer Sicht ein sachgerechter und risikoba-
sierter Umgang mit Gefahren durch Windenergieanlagen? 

André Stinka (SPD): Auch von uns ein Gruß an die Sachverständigen in der heutigen 
Sitzung.  

Frau Hector, Sie bzw. das Energieunternehmen RWE Renewables sind in diversen 
Sektoren der Stromerzeugung und eben nicht nur im Bereich „Windkraft“ aktiv. Wie 
beurteilen Sie das Risiko für Sach- und Personenschäden durch Windräder im Vergleich 
zu anderen Stromerzeugungstechnologien, beispielsweise im Umfeld von Kohle-, Gas- 
oder auch von Atomkraftwerken? 

Michael Röls (GRÜNE): Vielen Dank an die Sachverständigen dafür, dass Sie sich 
heute Zeit für uns nehmen.  

Herr Beseler, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass Havarien von Windenergie-
anlagen sehr selten seien. Noch viel geringer sei die Wahrscheinlichkeit, von solch 
einer Havarie persönlich betroffen zu sein. Können Sie die vermeintlichen Gefahren von 
Windenergieanlagen im Vergleich zu anderen Risiken des alltäglichen Lebens wie etwa 
denjenigen im Straßenverkehr darstellen, einordnen, wie wir als Gesellschaft grund-
sätzlich mit solchen Risiken umgehen, und das in den Kontext des Antrags stellen? 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Hector, meine Herren, auch von unserer Seite herzlichen 
Dank dafür, dass Sie uns heute in dieser Anhörung zur Verfügung stehen und dass 
Sie schriftliche Stellungnahmen eingereicht haben.  

Herr Schlösser, als Versicherungsmakler haben Sie ein Interesse daran, alle Scha-
densrisiken genau zu kennen und realistisch zu bewerten, weil es ansonsten schnell 
teuer werden könnte. Wie bewerten Sie die Schadenstatistik zu Windenergieanlagen 
sowie die Risiken und die Kosten für die Versicherung?  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir beginnen mit der ersten Antwortrunde in der Rei-
henfolge, in der die Sachverständigen angesprochen wurden. Ich bitte Sie, jeweils in-
nerhalb des Zeitrahmens von drei Minuten zu bleiben.  
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Volker Tschischke (VERNUNFTKRAFT NRW): Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Herr Loose, sowohl persönlich als auch im Rahmen meiner Tätigkeit als Vor-
sitzender der Verbraucherschutzorganisation VERNUNFTKRAFT NRW habe ich ei-
nige Erfahrungen gemacht.  

Zunächst zum Thema „Schattenschlag“. Heutzutage müssen Berechnungsmodelle im 
Genehmigungsverfahren angewandt werden. Diese Modelle stammen aber aus einer 
Zeit, in der wir diese großen Windenergieanlagen noch gar nicht hatten. Wir haben 
mittlerweile Windenergieanlagen mit einer Größe von 265 m – so um den Dreh –, so-
dass Schattenabschaltungen und Berechnungen heutzutage nicht mehr passen. Letzt-
endlich sind diese mehr oder weniger nur für das platte Land gemacht, auf Deutsch 
gesagt, und nicht für hügelige Landschaften wie zum Beispiel in meinem Heimatort 
Etteln. Dort stehen Windenergieanlagen fast in der Höhe, die ich gerade beziffert habe. 
Außerdem besteht dort noch ein Höhenunterschied von 100 m zur Talsohle. Dort sind 
manche Anlagen ca. 1950 m in westlicher Richtung und andere 1630 m in südlicher 
Richtung entfernt, und dann sehen Sie je nach Sonnenstand in Ihrer Küche, im Kin-
derzimmer den Schlagschatten. Der ist heutzutage anders als noch bei den kleinen 
Anlagen.  

Des Weiteren haben wir bei uns in der Kommune auch die Erfahrung von etlichen 
Havarien, von etlichen Unfällen gemacht. Auf die Zahl der Windenergieanlagen in der 
Gemeinde Borchen gerechnet liegen wir bei einer Unfallquote von 5 % und nicht wie 
in einem Gutachten geschrieben bei 10 hoch so und so viel oder wie auch immer es 
da beziffert wird. Wir liegen definitiv bei ca. 5 %, und das ist schon enorm.  

Wir hatten eine Havarie – ich meine, das war im Jahr 2018 –, nach der der Boden 
komplett mit Mikroplastik etc. kontaminiert war. Man hat versucht, das vom Tisch zu 
wischen. Damals sind auch etliche Tiere verendet. Man hat die Landwirte entspre-
chend abgefunden. Das alles ist unter dem Deckmantel der Verschwiegenheit pas-
siert. Wir haben dann ein Bodengutachten erstellen lassen: Die Landschaft dort, in 
dem Bereich, ist kontaminiert.  

Wir haben auch Windenergieanlagen – „Windparks“, wie man immer so schön sagt –, 
die älter als 20 Jahre sind. Diese alten Anlagen waren – das muss man fairerweise 
dazu sagen – nicht so störend. Wir haben auch dort Bodenproben genommen, und 
auch dort ist der Boden kontaminiert. Allerdings haben wir aus Kostengründen erst 
einmal nur Mikroplastik und nicht PFAS betrachtet. Aber auch die RWE spricht schon 
davon, dass es PFAS-Schäden gibt, dass PFAS bei der Erosion entsteht. Das ist letzt-
endlich unstrittig. Bisphenol A ist ein Thema, das sogar in der EU diskutiert wird. – So 
viel erst einmal in aller Kürze.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Herr Tschischke, vielen Dank für die perfekte Einhal-
tung der vorgegebenen Redezeit.  

Dr. Jürgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen): Herr Vorsitzender! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Von meiner Seite zunächst ein Dank für die 
Einladung zu der heutigen Ausschusssitzung und dafür, dass wir unsere Perspektive 
einbringen können.  
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Herr Dr. Untrieser, ich beginne mit einer kurzen Einordnung des Antrags bezüglich der 
Gefahrenlage. Aus unserer Sicht muss ein Punkt klar benannt werden, nämlich dass 
in dem Antrag aus einzelnen aufgeführten Schadensereignissen eine generelle Ge-
fährdungslage abgeleitet und damit eine systematische Unsicherheit beim Betrieb von 
Windenergieanlagen suggeriert wird. Eine solche pauschale Gefährdungslage lässt 
sich allerdings aus den Daten nicht belastbar begründen.  

Einzelereignisse sind – sie werden dargestellt – selbstverständlich ernst zu nehmen 
und aufzuarbeiten, und daraus sind auch Schlüsse zu ziehen. Allerdings wird in ver-
fügbaren Auswertungen beispielsweise des TÜV klar gezeigt, dass entsprechende 
Schadensereignisse im Verhältnis zur großen Anzahl der betriebenen Anlagen nur 
sehr selten auftreten und nicht ohne Weiteres verallgemeinert werden können, wie es 
in dem Antrag getan wird. 

Der entscheidende Punkt ist aber – Herr Dr. Untrieser, Sie sprachen es an –, dass die 
Windenergieanlagen in der Risikovorsorge bereits heute einem sehr differenzierten 
und strengen Sicherheitsregime unterliegen. Zentral ist hierbei § 5 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes, wonach Betreiber verpflichtet sind, Anlagen so zu errichten und 
zu betreiben, dass Gefahren und schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden. 
Diese Anforderungen werden im Genehmigungsverfahren neben vielen weiteren 
Punkten konkret geprüft, und zwar abhängig vom Standort der Anlage, von der Anla-
genart und von Schutzgütern in der Nähe, und dann durch ein System bestehend aus 
Auflagen, Kontrollen und Überwachung abgesichert.  

Ich nenne beispielhaft zwei Unfallgefahren. Eiswurf wird standardmäßig durch Rotor-
blattheizungen oder durch eine behördlich kontrollierte Abschaltung der Anlagen bei 
Vereisung begegnet. Bei Brandunfällen wird behördenseitig auferlegt, dass Wasser-
rückhaltebecken vorgehalten werden müssen sowie Löschwasser- und Brandschutz-
konzepte zu erstellen sind.  

Hinzu kommt – das noch ganz kurz –, dass die Risikovorsorge nicht erst im Genehmi-
gungsverfahren erfolgt, sondern bereits auf der Planungsebene. Bereits zu diesem 
Zeitpunkt werden geeignete Flächen identifiziert und Nutzungskonflikte berücksichtigt. 
Insgesamt zeigt sich dadurch, dass im geltenden Recht keine pauschalen Abstands-
werte festgelegt werden, sondern die Schutzmaßnahmen Ergebnis einer konkreten 
risikobasierten Bewertung im Einzelfall sind.  

Vor diesem Hintergrund halten wir einen Mindestabstand von 1.000 m nicht für geeig-
net. Hierdurch würde das Sicherheitsniveau nicht erhöht, der Windenergie aber Flä-
chen entzogen. Deswegen ist er aus unserer Sicht abzulehnen.  

Anna Hector (RWE Renewables Europe & Australia): Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrte Anwesende! Vielen Dank für die Einla-
dung zu der Anhörung am heutigen Tag.  

Wie Sie sagen, sind wir in der Tat in verschiedenen Sektoren der Stromerzeugung 
aktiv. Aus unserer Sicht ist die Windenergie eine der sichersten Formen der großska-
ligen Stromerzeugung. Bei Windkraftanlagen muss beachtet werden, dass sie lokal 
begrenzt sind. Die Schadensereignisse sind selten und technisch gut beherrschbar. 
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Es handelt sich um dezentrale Anlagen ohne Brennstoffe, ohne Prozesse mit hohen 
Temperaturen oder Drücken, wodurch sie sich bekannterweise von anderen Kraftwer-
ken unterscheiden.  

Gleichwohl gibt es die lokale Begrenztheit auch bei Kohlekraftwerken oder bei Gas-
kraftwerken. Bei der Kernenergie ist die Eintrittswahrscheinlichkeit sehr gering, aber – 
das ist ebenfalls bekannt – wenn etwas passiert, dann ist der Schaden extrem hoch.  

Jonas Beseler (8.2 QHSE): Da ich aus dem Norden komme, sage ich einfach mal 
„Moin“ und komme zu der Frage.  

In der Frage geht es im Kern darum, wie unsere Gesellschaft mit technischem Risiko 
umgeht. Dazu muss ganz klar gesagt werden: Sicherheit heißt nicht Risikofreiheit, son-
dern Sicherheit bedeutet, dass wir ein akzeptables Maß an Risiko eingehen.  

Ich nenne ein Beispiel. Das von den meisten von uns akzeptierte Risiko ist Autofahren. 
Nach den Zahlen von 2023 besteht die Wahrscheinlichkeit von 1 zu 30.000, dass wir 
im Straßenverkehr umkommen. Mit diesem Risiko leben wir jeden Tag.  

Wenn wir rausgehen, können wir vom Blitz getroffen werden. Das Risiko, vom Blitz ge-
troffen zu werden, liegt in etwa bei 1 zu 3 Millionen.  

Das Risiko, von einem Blattstück einer Windkraftanlage getroffen zu werden, liegt bei 
ca. 1 zu 24 Milliarden. Das ist dem geschuldet, dass eine Windkraftanlage eine große 
Fläche abdeckt. Bei einem Sicherheitsabstand von 1.000 m und einer kritischen Tref-
ferzone von ungefähr 0,18 m2 bei einem Menschen kommen wir auf diese extremen 
Unwahrscheinlichkeiten.  

In der technischen Betrachtung benutzen wir das sogenannte ALARP-Prinzip. Das 
steht für „As Low As Reasonably Practical“, also für „so niedrig wie praktikabel mög-
lich“. In der IEC 16508 und in der DIN EN 50126 gibt es Leitmerkmale oder Leitzahlen 
dafür, was wir akzeptieren. Inakzeptabel sind alle Risiken größer als 1 zu 10.000. To-
lerierbar sind alle Risiken mit einer Wahrscheinlichkeit von 1 zu 1 Million und darunter.  

Das Verkehrsrisiko akzeptieren wir. Wir könnten auch das Verkehrsrisiko maximal mi-
nimieren, indem die Geschwindigkeit im gesamten Straßenverkehr auf 20 km/h redu-
ziert würde. Der dadurch entstehende gesamtwirtschaftliche Schaden wäre aber für 
die Gesellschaft nicht tragbar. Deswegen tun wir das nicht.  

Ähnlich ist der in dem Antrag geäußerte Vorschlag zu sehen, einfach innerhalb eines 
Radius von 1.000 m nichts mehr zu bauen. Das entspricht nicht der Realität des Risi-
kos. Deswegen kann ich diesen Antrag nicht unterstützen. Risiken müssen für jeden 
Standort individuell betrachtet werden.  

Ich möchte dazu noch eins erwähnen. Es gab in knapp 30 Jahren Windenergiege-
schichte und bei mittlerweile knapp über 30.000 aktiven Windkraftanlagen in Deutsch-
land keine Toten oder Schwerverletzten unter unbeteiligten Dritten. Personen, die dort 
arbeiten, sind zu Schaden gekommen, aber mir ist kein einziger Fall bekannt, in dem 
ein unbeteiligter Bürger bzw. jemand Externes jemals durch eine Windkraftanlage ver-
letzt worden wäre. 
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Christian Schlösser (Enser Versicherungskontor): Sehr geehrte Herr Vorsitzender! 
Sehr geehrte Abgeordnete! Vielen Dank erstens für die Einladung und zweitens für die 
Möglichkeit, in dieser Anhörung etwas vorzutragen zu können.  

Wir machen das in unserem Büro seit gut 30 Jahren: Wir haben europaweit 4.500 
Windkraftanlagen versichert. Ich kann mich Herrn Beseler anschließen: Personen-
schaden im laufenden Betrieb haben wir bei uns noch nicht vorgefunden. Wir werten 
seit gut 15 Jahren generell alle Schadenstatistiken und Schäden aus, die wir bei uns 
im Büro behandeln, und die Wahrscheinlichkeiten sind sehr gering. Natürlich heißt 
„Wahrscheinlichkeit“ aber, dass auch einmal etwas passieren kann, aber das Ganze 
muss abgewogen werden. Bis vor 30 Jahren wurden die Anlagen teilweise bis zu 10 
oder 15 m von Straßen entfernt gebaut, und selbst dabei war kein großes Risiko ge-
geben. Die Anlagen waren kleiner – das ist sicherlich richtig –, sie liefen aber auch 
deutlich schneller. Der Beitrag für eine Windkraftanlage liegt heute bei knapp 100 Euro, 
und er lag auch schon vor 20 Jahren bei 100 Euro; er wurde nicht einmal angehoben. 
Auch das ist Ausdruck dessen, dass Schäden nur sehr selten vorkommen.  

Herr Tschischke, ich muss Ihnen etwas widersprechen. Wir haben den Schaden, den 
Sie eben geschildert haben, von Anfang an begleitet. Die Landwirtschaftskammer hat 
den Schaden damals mit den Bauern uns gegenüber minutiös aufgezeigt. Das war 
auch gut so. Es ist richtig: Wir haben für drei Tiere – es ging um drei Kühe – innerhalb 
von drei Jahren bezahlt. Es gab die ganz normalen Bewertungen von Tierärzten, die 
das aufgezeigt haben, und das ist auch anstandslos bezahlt worden.  

Ich kann zu weiteren Verseuchungen nichts sagen. Wenn wir als Versicherer nichts 
vorliegen haben, können wir logischerweise nichts bewerten und auch nichts entschä-
digen. Das entzieht sich letztlich meiner Kenntnis. Ich muss aber widersprechen, dass 
man versucht habe, den Schaden selbst unter einem Denkmantel zu halten. Die Land-
wirtschaftskammer hat uns von Anfang an alle Landwirte aufgezeigt, alle Landwirte 
haben ihre entsprechenden Ansprüche erhoben und diese Schäden dann auch einge-
reicht, und sie haben sie letztlich auch reguliert bekommen.  

Das ist nie schön; solch ein Schaden ist blöd, und es ist auch sehr unglücklich passiert, 
aber am Ende ist es halt so: Wo Technik gebaut oder verbaut wird, wird auch immer 
mal ein Schaden entstehen. Dort – das wissen all diejenigen, die ein bisschen beteiligt 
waren – ist es aus der Montage heraus passiert. Es war also eine fehlerhafte Montage 
bzw. es ist letztlich im Montagebetrieb passiert, also nicht aus der klassischen Ab-
nahme oder aus dem Betrieb heraus.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich bedanke mich bei allen dafür, dass Sie so wun-
derbar in der Zeit geblieben sind – das haben wir selten, fast nie – und ich bisher nicht 
darauf hinweisen musste. 

Wir kommen zur zweiten Fragerunde. 

Christian Loose (AfD): Herr Herold, zunächst wollen wir den Dauerbetrieb solcher 
Windindustrieanlagen betrachten. Das Jahr hat bekanntlich 8.760 Stunden. Die Anla-
gen erreichen etwa 2.000 Vollaststunden, und dabei reibt der Wind an den Rotor-
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blättern. Wir haben gerade gehört, dass Schäden usw. bei Windindustrieanlagen im 
Grunde nicht vorlägen, aber vielleicht entstehen die Schäden nicht bei dem Betreiber, 
sondern in der Umwelt drumherum. Mit welcher Art und Menge von Abrieb müssen wir 
rechnen? Was wird abgerieben, und wie viel?  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ich muss ich mich erst einmal bei Frau Hector ent-
schuldigen, weil ich vorhin „sehr geehrte Herren Sachverständige“ gesagt habe. Sehen 
Sie es mir nach! Ich glaube, in den letzten Runden waren zu oft nur Männer anwesend. 
Es ist umso schöner, dass Sie heute da sind. Ich bitte um Entschuldigung.  

Meine zweite richtet sich auch gleich an Frau Hector. Sie beschreiben in Ihrer Stel-
lungnahme sehr detailliert, wie im Rahmen von BImSchG-Genehmigungsverfahren 
Regionalplanung, Schutzabstände, Emissionen und auch Sicherheitsfragen ange-
schaut bzw. begutachtet werden. Können Sie sagen, warum dieses Verfahren aus Ih-
rer Sicht deutlich besser geeignet ist als ein pauschaler Schutzabstand?  

André Stinka (SPD): Herr Daschevski, die AfD behauptet mit Verweis auf ein Gutach-
ten von Ihnen, dass Mindestabstände von 995 m zwischen Windrädern und Straßen 
oder Wohngebieten notwendig seien. Sie haben in Ihrer Stellungnahme klargestellt, 
dass bei bestimmten Windradhöhen ein Unfallschaden durch herumfliegende Bauteile 
in einem Abstand von 995 m nicht ausgeschlossen werden könne. Bitte erläutern Sie 
unserem Gremium die Unterschiede.  

Michael Röls (GRÜNE): Herr Beseler, Sie haben einen guten Einblick, welche Schutz-
mechanismen bei der Windenergie in Bezug auf die Sicherheit der Anlagen in Zulas-
sungs- und Genehmigungsverfahren greifen, was dort geprüft wird, welche Überwa-
chung im Betrieb erfolgen muss. Können Sie für uns darstellen, welche Schutzmecha-
nismen bei Windenergieanlagen in Deutschland, in Nordrhein-Westfalen konkret greifen? 

Dietmar Brockes (FDP): Meine Frage richtet sich an Frau Hector oder an Herrn Ker-
len und geht in eine ähnliche Richtung wie eine eben schon gestellte Frage. In dem 
Antrag werden neben Unfallrisiken auch Infraschall, Lichtemissionen, Schattenwurf, 
Abrieb und PFAS angeführt. Können Sie beantworten, wie diese Themen heute recht-
lich, technisch und wissenschaftlich eingeordnet werden und welche Schutzmechanis-
men bereits bestehen?  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir kommen damit zur zweiten Antwortrunde. 

Heiko Herold (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Herr Loose, zu Ihrer Frage, 
was alles freigesetzt wird, wurde schon einiges gesagt. Hauptsächlich steht hierbei 
das Mikroplastik im Fokus.  

Sie haben nach den Mengen gefragt und das mit den Betriebsstunden verbunden. Ich 
kenne nur Arbeiten – es sind Vergleichsarbeiten –, in denen versucht wurde, die Kan-
tenerosion in einem zeitlichen Abstand zu beschreiben, sprich: Sie wurde jährlich 
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geprüft. Man sieht da gute Bilder, und man sieht auch die Einschläge, wie sich Ober-
flächen ablösen und teilweise bis zu den Faserstoffen freigesetzt werden. Dabei liegt – 
das habe ich auch angegeben – die Spannbreite zwischen 10 g und 2,5 kg pro Rotor-
blatt, was ich teilweise übertrieben finde.  

Eine klare Unterscheidung ist zwischen Offshore- und Onshore-Anlagen zu machen. 
Offshore ist die Belastung deutlich höher. Es kommt auch noch Salz hinzu, was den 
Abrieb fördert. Außerdem ist es von den Lagen abhängig. Gibt es öfter Hagel oder 
Regen? Können durch Bodenerosionen Sande aufgeblasen werden, die das Ganze 
abschmirgeln? Das alles sind Sachen, die nicht generell beantwortet werden können, 
aber ich denke, Größenordnungen zwischen 10 und 500 g pro Jahr pro Rotorblatt sind 
realistisch; sie sind dabei aber sehr standortabhängig.  

Zu den Inhaltsstoffen. Wir hatten Mikroplastik, PFAS und Bisphenol A schon ange-
sprochen. Zu Mikroplastik ist Folgendes zu sagen. Es ist im Vergleich zum gesamten 
Mikroplastikaufkommen in der Bundesrepublik äußerst gering, aber es ist ähnlich wie 
bei den Risikobetrachtungen: Gewisse Risiken können nicht einfach komplett auf die 
Fläche eins zu eins übertragen werden, weil es punktuelle Quellen gibt und damit auch 
die Verfrachtungsweiten betrachtet werden müssen. Unter anderem Bioagrarflächen 
und Sonstiges können durch solche Stoffe kontaminiert werden und sind damit in der 
Zukunft für Biolandwirtschaft vielleicht nicht mehr zu gebrauchen. Dazu gibt es wenige 
Aussagen. Das gleiche gilt für PFAS. Es gibt unterschiedlichste Arten von PFAS; ei-
nige sind umweltrelevanter. Es ist auch entscheidend, welche Eluate aus den Stoffen 
kommen. Was ist herauslösbar? Kann es ins Grundwasser gelangen?  

Meine Schlussfolgerung lautet: Es gibt viel zu wenige Arbeiten dazu. Es müsste mehr 
gemacht werden. Erstaunlicherweise leisten unsere chinesischen Freunde sehr viel 
Arbeit in diesen Umweltfragen und forschen sehr viel, auch was die Bodenaustrock-
nung angeht. Diesbezüglich besteht bei uns Nachholbedarf.  

Ich komme noch zu dem letzten Stoff, zu diesen Verbundwerkstoffen. Bei normalem 
Mikroplastik wie Gummiabrieb oder dem Zersatz von PVC oder Sonstigem handelt es 
sich um Monostoffe. Es sind Verbindungen, aber es ist ein Monostoff, der dann in Pel-
letform vorliegt. Bei diesen Verbundstoffen – teilweise sind es Verbundfaserstoffe –, 
handelt es sich um verschiedenste, teilweise verbackene Stoffe. Auch Epoxidharze 
sind Stoffe, die freigesetzt werden. Diese können nicht eins zu eins mit dem anderen 
Mikroplastik verglichen werden. Das Gefahrenpotenzial von Mikroplastik unterscheidet 
sich deutlich. Das ist allgemein zu den freigesetzten Stoffen zu sagen.  

Bei den Faserstoffen kommt hinzu – sie können nicht eins zu eins mit Asbest vergli-
chen werden –: Glasfasern, Steinwollefasern und in untergeordneter Rolle Kohlefasern 
sind lungengängig und entsprechend als karzinogene Stoffe zu zählen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Frau Hector, Sie wurden einmal von Herrn Dr. Untrieser 
und einmal zusammen mit Herrn Kerlen von Herrn Brockes angesprochen. Ich schlage 
vor, dass Sie direkt auf beide Fragen eingehen. Sie haben dann natürlich doppelt so 
viel Zeit. 
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Anna Hector (RWE Renewables Europe & Australia): Ich wurde gefragt, ob pau-
schale Abstände oder Einzelfallprüfungen besser seien. Die zentrale Frage lautet: Be-
nötigen wir solche großen Abstände? Aus unserer Sicht lautet die Antwort ganz klar 
nein, denn uns fehlt die fachlich-wissenschaftliche Begründung. Aus diesem Grund 
möchte ich näher erläutern, weshalb eine Einzelfallprüfung auch für den weiteren Aus-
bau der Windkraft entscheidend ist.  

Starre Abstandsregeln führen faktisch zu einem pauschalen Flächenausschluss nach 
dem Motto „je mehr, desto sicherer“ hinsichtlich eines Null-Risiko-Ziels. Ein Null-Ri-
siko-Ziel ist letztendlich nirgendwo im Leben erreichbar. Bei pauschalen Abständen 
werden weder der Anlagentyp noch die Topografie noch die Windverhältnisse noch 
die technischen Sicherheitsstandards berücksichtigt. In anderen Diskussionen wird im-
mer wieder das Thema „Windverhältnisse“ aufgeführt und gefragt, ob der Standort tat-
sächlich wirtschaftlich ist. Bei pauschalen Abständen und einem Null-Risiko-Ziel fallen 
wahnsinnig viele Flächen weg, die grundsätzlich als Potenzialfläche für die Prüfung 
weiterer Aspekte geeignet wären. Deshalb sprechen wir uns dafür aus, umfassende 
und einzelfallbezogene Prüfungen beizubehalten.  

Es gibt bereits einen sehr erfolgreichen Standard in unseren Genehmigungsverfahren 
und im bestehenden Prüfsystem. Wer schon einmal einen Genehmigungsantrag für ei-
nen Windpark vorbereitet hat – in dem Fall nicht digital, sondern noch in Papierform –, 
der weiß, wie dick beispielsweise ein Wartungspflichtenheft ist. Das ist kein Heft, son-
dern das ist ein Leitzordner bzw. es sind eher mehrere. Dementsprechend gibt es aus-
reichend Regularien, um die technisch erforderlichen Sicherheitsstandards auch ohne 
große pauschale Abstände einzuhalten.  

Jörg Kerlen (RWE Renewables Europe & Australia): Herr Brockes, Sie haben die 
verschiedenen Arten von Emissionen angesprochen, die von einer Windenergieanlage 
ausgehen können. Ich hangle mich der Reihe nach dadurch.  

Die Themen „Lärm“ bzw. „Infraschall“ werden im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens gutachterlich geprüft. Im Rahmen von Lärmgutachten, in denen die Lärmausbrei-
tung auch unter Beachtung der jeweiligen Topografie – es geht um die Bebauung und 
um den Bewuchs – berücksichtigt wird, wird die Ausbreitung des Lärms gemessen. 
Dabei gibt es Grenzwerte, die einzuhalten sind. Falls das im Betrieb der Anlage nicht 
gewährleistet werden kann, darf die Anlage in dieser Form nicht errichtet werden. 
Dann müssen entweder der Anlagenpark umgestellt oder die Abstände vergrößert 
werden oder es muss Ähnliches geschehen. Das muss also geprüft werden.  

Es gibt keine wissenschaftliche Evidenz für einen Zusammenhang zwischen der Be-
hauptung, Infraschall beeinträchtige die Nachbarschaft, und der Tatsache, welche Inf-
raschallemissionen von den Anlagen ausgehen. Wenn mit Blick auf Lärm Überschrei-
tungen beispielsweise durch den oder im Nachtbetrieb drohen bzw. die Lärmwerte 
überschritten werden, dann kann als Auflage zur Einhaltung des Lärmkontingents ge-
gebenenfalls eine zeitlich begrenzte Abschaltung in den entsprechenden Stunden ein-
geführt werden.  
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Gleiches gilt für das Thema „Schattenwurf“. Herr Tschischke, Sie haben gerade ge-
schildert, dass es Berechnungsregelungen gibt. Demnach gibt es klare Grenzwerte. 
Windkraftanlagen müssen dann abgeschaltet werden, wenn durch sie mehr als 
30 Stunden pro Jahr und 30 Minuten am Tag Schattenwurfauswirkungen auf ein be-
stimmtes Wohnhaus, auf einen bestimmten Punkt bestehen. Demnach ist eine ent-
sprechende Belastungsgrenze für diejenigen eingezogen worden, die von dem Schat-
tenwurf betroffen sind.  

Mit Blick auf Lichtemissionen wurden mittlerweile – das gilt seit dem 1. Januar 2025 – 
bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnungen eingeführt, womit auch die bestehenden 
Anlagen nachgerüstet werden müssen.  

Sie hatten das Thema „Abrieb und PFAS“ angesprochen. Grundsätzlich hat jeder Be-
treiber von sich aus ein Interesse daran, den Abrieb zu reduzieren und entsprechend 
entweder haltbarere Beschichtungen einzuführen oder die Beschichtungen regelmä-
ßig anzupassen bzw. zu erneuern, um den Abrieb möglichst zu reduzieren. Denn Ab-
rieb beeinträchtigt die Effektivität der Anlage: Wenn die Kanten rau sind, dann sinkt 
der Windertrag. Grundsätzlich gilt es – auch das liegt im Interesse der Anlagenbetrei-
ber –, den schon heute geringen Beitrag der Windenergieanlagen im Verhältnis zu 
anderen Quellen weiter zu reduzieren. Im Rahmen der laufenden Diskussion über 
PFAS sind Entwicklungen angestoßen worden, PFAS-freie Windenergieanlagen bzw. 
Rotorblätter zu entwickeln, um die heute hierfür eingesetzten Stoffe durch umwelt-
freundlichere Stoffe zu ersetzen.  

Stanislav Daschevski (Dr.-Ing. Veenker Ingenieursgesellschaft): Guten Tag! Vielen 
Dank auch meinerseits dafür, dass ich in dieser Anhörung etwas beitragen darf.  

An mich wurde die Bitte gerichtet, zu erläutern, wie die 995 m, die aus unserem Gut-
achten stammen, zustande gekommen sind, und meine Aussage dazu, dass bei die-
sem Abstand ein Schadensszenario auszuschließen ist, zu erläutern.  

Ich darf erklären, was wir in unserem Generalgutachten getan haben und wie die 
995 m zustande gekommen sind. Wir haben im Zuge des Gutachtens alle relevanten 
Risiken infolge des Betriebs einer Windkraftanlage untersucht und bewertet. Dazu ge-
hören klassischerweise das Bauwerksversagen, das Kippen des gesamten oder des 
halben Turms, der Abwurf der Gondel mit einer sehr hohen Masse und daher mit sehr 
geringen Wurfweiten, der Abwurf und Abfall von Eisfragmenten bei gewissen meteo-
rologischen Bedingungen sowie der Abwurf von Rotorblättern und Teilen davon.  

Sie können sich vorstellen, dass die Gefährdungsradien um die Windkraftanlage von 
den Wurfweiten dieser Objekte abhängig sind. Solch eine Wurfweite ist durch die Be-
triebsparameter bedingt: Welche Geschwindigkeit hat der Wind? Aus welcher Rich-
tung kommt er? Wie schnell dreht sich die Windkraftanlage? Welche Anfangsbedin-
gungen liegen hinsichtlich der Wurfparabel vor? Wie schwer ist das Projektilteil, und 
welche Oberfläche hat es?  

Der Flügel einer Windkraftanlage hat keine Sollbruchstelle. Solch ein technisches Kon-
strukt kann an einer beliebigen Stelle brechen. Es gibt also unterschiedliche Verteilun-
gen Oberflächen- und Masseverhältnisse. Es gibt ein mathematisches Modell, mit dem 
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man sich die aerodynamischen Eigenschaften entlang der Länge eines Rotorblatts an-
schauen kann. Bei einem bestimmten Verhältnis von Masse zu Oberfläche können 
diese Flügelteile sehr weit fliegen. Sie ähneln den Flügeln von Flugzeugen.  

Stellen Sie sich ein Flugprojektil vor, das ungefähr 30 % der Länge des gesamten Ro-
torblatts und ungefähr 15 % der Masse hat. Das erfreut den Ingenieur sehr, weil es 
dann perfekte aerodynamische Eigenschaften aufweist. Bei Volllast, bei vollem Wind, 
bei vollem Betrieb kann es Flugweiten von ungefähr 1.200 bis 1.300 m erreichen. Bei 
der Einhaltung eines Abstands von 1 km beträgt das Risiko also nicht null, weil ein 
Rotorblatt oder Teile davon in Abhängigkeit der Windbedingungen, des Betriebs und 
der Windkraftanlage insgesamt wesentlich weiter fliegen kann.  

Das bedeutet – um Ihre Frage zu beantworten –: Bei einem Abstand von 995 m beträgt 
das Risiko nicht null. Dennoch haben wir die 995 m ausgewiesen. Wir haben nämlich 
ermittelt, dass unabhängig von den Windverhältnissen und unabhängig von der Wind-
kraftanlage für ein stetiges Objekt in einem Abstand von 995 m ein Restrisiko in Höhe 
von 1 zu 10 Millionen besteht, das damit als ausreichend klein gilt. 

Jonas Beseler (8.2 QHSE): Warum kommt es in Deutschland zu so wenigen Wind-
kraftkatastrophen? In Deutschland besteht ein sehr umfangreiches System, wie Wind-
kraftanlagen geprüft und zur Genehmigung gebracht werden.  

Das fängt mit der Typenprüfung an. Der Hersteller konstruiert das ganze Ding, und 
dann muss ein unabhängiger Sachverständiger die komplette Konstruktion prüfen. 
Das machen der TÜV, die DEKRA und andere. Dass eine Konstruktion doppelt geprüft 
wird, gibt es nicht in vielen Industriezweigen.  

Hinzu kommen die standortspezifischen Prüfungen. Es wird geprüft, dass der Boden 
durchhält. Schall und Schatten werden geprüft; darüber haben wir uns unterhalten. 
Eiswurfgutachten werden erstellt – wie weit wird das Ganze geworfen? –; es wird ge-
schaut, was im Risikobereich des Trümmerflugs liegt. In den Genehmigungsbeschei-
den und sonstigen Dingen finden wir immer wieder eine Zahl, und zwar nicht eine feste 
Zahl von 1.000 m, sondern: Höhe plus Durchmesser der Anlage mal eineinhalb. Da-
runter fangen wir normalerweise an, eine detailreichere Risikobetrachtung vorzuneh-
men. Es werden Schattengutachten erstellt. Warum diese bei hohen Anlagen anders 
sind als bei niedrigen, kann ich nicht nachvollziehen, aber sei es so.  

Bis ein Windpark gebaut wird, ist also eine Fülle an Fachbehörden beteiligt. Es gibt 
BImSchG-Genehmigungsverfahren. Wir rechneten früher mit sieben bis zehn Jahren, 
bis alles geplant, gemacht und getan ist. Das ist also kein kleiner Akt.  

Nach der Errichtung hört das Ganze nicht auf. Kernprodukt der 8.2 Gruppe ist die Prü-
fung von Windkraftanlagen. Das bzw. viel davon tun meine Kollegen und unsere Part-
nerbüros den lieben langen Tag: Sie sehen sich die Anlagen an. Ebenso müssen sie 
in der Regel alle vier Jahre, nach dem Weiterbetrieb alle zwei Jahre, durch unabhän-
gige Sachverständige nach DIBt-Richtlinien geprüft werden. Die prüfen auch, dass 
Wartung und Instandhaltung stattfinden. Die elektrische DGUV-3-Prüfung findet statt. 
Bereits bei alten Anlagen gibt es SCADA-Systeme, die Daten liefern, und heute gibt 
es sogenannte Condition-Monitoring-Systeme, mit denen kontinuierlich überwacht 
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wird, in welchem Zustand sich eine Anlage befindet, wobei es für risikoreichere Ge-
biete auch solche Dinge wie die Überwachung der Blätter – entstehen Schäden? –, 
die Überwachung des Turms, die Überwachung des Triebstrangs gibt. Letzteres hat 
weniger mit Katastrophen zu tun, sondern mit den Kosten; es geht darum, dass ein 
Getriebe heil bleibt.  

In der Windkraft wir heute sehr viel überwacht, um aktuell zu bleiben und damit den 
Anlagen nichts passiert. Die Behörden haben immer ein Nachsteuerungsrecht nach 
§ 17 BImSchG: Wenn etwas passiert, können weitere Forderungen gestellt werden. 
Deswegen bin ich momentan absolut der Meinung, dass es kein Defizit in den Sicher-
heitsanforderungen an Windkraftanlagen gibt. Es gibt einen hochregulierten Prozess, 
mit dem sichergestellt wird, dass Windkraftanlagen in Deutschland sicher gebaut wer-
den. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Damit kommen wir zur dritten Möglichkeit für die Ab-
geordneten, Fragen zu stellen. 

Christian Loose (AfD): Im Grunde haben wir gerade gehört, dass das alles Einzeler-
eignisse seien und dass die dezentralen Anlagen ohne Brennstoff liefen. Ich dachte 
immer, dass noch mehrere Hundert Liter Öl in der Anlage sind. Scheinbar können die 
Anlagenteile auch nicht brennen. An einer Stelle wurde sogar von einem Sicherheits-
abstand von 1.000 m gesprochen, den es aber in NRW überhaupt nicht gibt. Durch die 
Abschaffung des 1.000-Meter-Grundsatzes kommen die Anlagen auf bis zu 500 m an 
die Häuser heran.  

Herr Tschischke, welche Auswirkungen gibt es durch im Zuge von Havarien herabfallende 
Teile? Gibt es aus Ihrer Sicht bzw. aus Ihrer Erfahrung Erkenntnisse zu Kontaminie-
rungen durch solche Trümmer von Windindustrieanlagen? Wie schätzen Sie das ein? 

Daniel Scheen-Pauls (CDU): Herr Dr. Kruse, Sie weisen auf einen deutlichen Ziel-
konflikt zwischen einem starren 1.000-Meter-Abstand und den gesetzlichen Flächen- 
und Ausbauzielen für die Windenergie hin. Wie würde sich eine solche Abstandsvor-
gabe konkret auf die Flächenkulisse und die Erreichung der bundes- und landesrecht-
lichen Ziele auswirken? Wie bewerten Sie diese Auswirkungen im Verhältnis zu einem 
behaupteten Sicherheitsgewinn? 

André Stinka (SPD): Unsere Frage richtet sich an die Vertreter der RWE AG. Sie sind 
mit Ihren Unternehmungen weltweit tätig, und berechtigterweise machen sich sehr 
viele Länder im Bereich der Windkraft auf den Weg. Wie bewerten Sie die technischen 
und regulatorischen Sicherheitsvorkehrungen beim Bau und Betrieb von Windkraftan-
lagen bei uns und im internationalen Vergleich? Können wir vielleicht aus dem einen 
oder anderen Bereich noch etwas lernen?  

Michael Röls (GRÜNE): Herr Schlösser, Sie haben ausgeführt, dass für Windener-
gieanlagen nur rund 100 Euro Versicherungsprämie anfielen. Wir wissen von Atom-
kraftwerken, die von der antragstellenden Fraktion immer sehr nach vorne gestellt und 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 15 - APr 18/1222 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 19.05.2026 
90. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
unterstützt werden, dass sich keine Versicherungen finden, die bereit sind, etwaige 
Schäden abzudecken. Zumindest einigen Berichten zufolge ziehen sich auch bei Koh-
lekraftwerken Versicherungen zunehmend zurück. Können Sie einordnen, wie die Ver-
sicherungsbranche auf unterschiedliche Stromerzeugungsformen blickt und sagen, 
was gut versicherbar ist, was schwierig und was überhaupt nicht versicherbar ist?  

Dietmar Brockes (FDP): Auch ich richte meine nächste Frage an Herrn Schlösser, 
allerdings geht sie in eine komplett andere Richtung. Sie verweisen darauf, dass die 
im Antrag erwähnte Anlage noch nicht im regulären Dauerbetrieb gestanden habe. 
Können Sie uns erläutern, warum deswegen keine Schlussfolgerungen auf Anlagen 
im regulären Betrieb gezogen werden können? 

Volker Tschischke (VERNUNFTKRAFT NRW): Wir haben die Abschaffung der 1.000-
Meter-Regel mit riesigen Bedenken gesehen. Wir kennen die Gerichtsurteile vom Ober-
verwaltungsgericht Münster. Wir finden, dass solche Sachen wie zum Beispiel die 2H-
Regelung den Anwohnern letztendlich sehr schwierig beizubringen sind. Denn die An-
lagen werden immer höher, und sie kommen immer näher heran.  

Die Kontaminierung. Wir haben von Professor Numrich bei uns in einem Windpark, 
der 20 Jahre lang bestand, ein Bodengutachten erstellen lassen. Dort finden sich Mik-
roplastik und die ganzen Sachen. Mittlerweile sieht es sogar so aus, dass die ersten 
Verpächter bzw. Landbesitzer wegen Befürchtungen von ihren Verträgen zurücktreten. 

Zu den Ewigkeitschemikalien. Mit Sicherheit kann sich jeder hier im Raum vorstellen: 
Das dauert Ewigkeiten, wie der Name schon sagt, bis es ins Grundwasser durchgesi-
ckert ist, letztendlich Jahrzehnte, und erst dann sind diese Schäden tatsächlich real 
feststellbar. Eines unserer höchsten Güter ist Wasser. Wir werden das bei anderen 
Technologien später auch noch sehen: Da gucken wir dann nicht mehr so genau hin.  

Dann gibt es – das sagte Herr Beseler gerade schon – die Problematik von Infraschall. 
Die Vorgaben und Vorschriften zu den Genehmigungsverfahren, die wir heutzutage 
haben, werden alle durchlaufen – das ist vollkommen richtig –, aber all diese Vorgaben 
und Gesetze bestehen schon seit etlichen Jahren. Damals gab es diese großen Anla-
gen noch nicht. Wir sprechen hierbei nicht von Infraschall, sondern von tieffrequentem 
Schall bei den großen 6,5- bis 8-Megawatt-Anlagen. Das ist noch einmal eine ganz 
andere Hausnummer, über die wir hier reden. Das wird von der TA-Lärm überhaupt 
nicht abgedeckt; das wird von der DIN 45680 überhaupt nicht abgedeckt. 

Das ist eines der größten Probleme. Wir haben aktuell im DIN-Ausschuss die Norm 
45610-1 und -2, die aber nirgendwo benannt wird; so etwas soll dann freiwillig sein. 
Wie soll ich das denn den Bürgern, den Anwohnern und Bewohnern, beibringen? Das 
verstehe ich nicht. Das sind Sachen, bei denen die Windlobby wirklich ganze Arbeit 
geleistet hat – dass muss man fairerweise dazu sagen –, so etwas letztendlich nicht 
zum Standard zu machen und dem Bürger die Möglichkeit zu geben, sich auch zu 
wehren und zu sagen: Wir haben hier die Probleme.  

Es findet zum Beispiel auch keine Prüfung anderer Schallquellen statt. Es gibt – das 
ist der Trend, und das ist auch überhaupt nicht verkehrt – sehr viele Wärmepumpen, 
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auch in der unmittelbaren Nachbarschaft. Wir sind eine Wohlstandsgesellschaft und 
haben immer mehr Swimmingpools. Auch diese Pumpen emittieren.  

All diese Sachen finden nicht als Vorprüfung statt, obwohl der Genehmigungsbe-
hörde – sprich: dem Kreis – diese Daten vorliegen. Aber das eine Amt spricht nicht mit 
dem anderen Amt. Das ist schade. Das versteht der Bürger langsam nicht mehr. 

Dr. Jürgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen): Mit einer pauschalen Ab-
standsvorgabe, wie sie im Antrag vorgeschlagen wird, würde aus unserer Sicht unmit-
telbar in die Flächenkulisse eingegriffen, wie ich am Schluss meiner ersten Antwort 
schon kurz angesprochen habe, ohne dass damit irgendein zusätzlicher Sicherheits-
gewinn verbunden wäre – das ist der Punkt –, weil die Risiken in dem bestehenden 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsregime bereits entsprechend adressiert 
werden. Eine 1.000-Meter-Abstandsvorgabe, wie sie in dem Antrag gefordert wird, 
hätte aus unserer Sicht sehr erhebliche Auswirkungen auf die für die Windenergie 
nutzbare Flächenkulisse in NRW, damit unmittelbar auch auf die Erreichung der Lan-
desziele für den Ausbau der Windenergie und mittelbar letztlich auch auf die gesetzten 
Bundesziele.  

Dabei muss berücksichtigt werden, wie der Ausbau der Windenergie gesteuert wird. 
NRW setzt wie auch die übrigen Bundesländer und im Einklang mit dem Windenergie-
flächenbedarfsgesetz auf eine planungsbasierte Steuerung über verbindliche Flächen-
ziele – das Ziel sind 1,8 % bis Ende 2032 – und deren Umsetzung in der Landes- und 
Regionalplanung. Die Regionalplanung ist, wenn es anhand der Flächen gemessen 
wird, zu etwa 95 % abgeschlossen. Eine Region fehlt noch. Das mit dieser Regional-
planung verfolgte Ziel war es, systematisch unter Berücksichtigung aller relevanten 
Schutzgüter geeignete Standorte zu identifizieren – es gab eine entsprechende Vorar-
beit durch die Potenzialstudie des Landesumweltamts – und dann planungsrechtlich 
zu sichern.  

Mit einem pauschalen Mindestabstand würde diese Steuerungslogik in ihrem Kern ver-
ändert; er würde unabhängig davon wirken, ob ein Standort im konkreten Einzelfall 
geeignet ist oder nicht – eben pauschal. Flächen würden damit nicht aufgrund einer 
differenzierten fachlichen Bewertung ausscheiden, sondern allein aufgrund des Ab-
standskriteriums. Insbesondere im dicht besiedelten NRW hätte das zur Folge, dass 
ein erheblicher Teil der bereits planerisch gesicherten Flächen nachträglich entfallen, 
der ohnehin hohe Flächendruck sich weiter verschärfen und die Erreichung der ge-
setzlich vorgegebenen oder zumindest in NRW auch über die Energieversorgungs-
strategie gesetzten Ausbauziele von bekanntlich 1.000 Windanlagen oder 13 bis 
15 GW bis 2030 deutlich erschwert, wahrscheinlich sogar unmöglich gemacht würde.  

Entscheidend ist daher letztlich die Abwägung. Diesem erheblichen Eingriff in die Flä-
chenverfügbarkeit und in das Planungssystem steht kein entsprechender Sicherheits-
gewinn auf der anderen Seite gegenüber, da dies durch die immissionsschutzrechtli-
chen Anforderungen bereits sichergestellt wird. Insofern reduzierten sich hierdurch le-
diglich die Flächen für Windenergie. Daher ist das abzulehnen. 
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Anna Hector (RWE Renewables Europe & Australia): Zu der Frage bezüglich der 
Sicherheitsvorkehrungen mit Blick auf Deutschland und den internationalen Vergleich. 
Ich denke, dass wir in Deutschland in so ziemlich jedem Bereich über sehr hohe Si-
cherheitsvorkehrungen und regulatorische Regelungen verfügen. Internationale Nor-
men werden berücksichtigt, darüber hinaus gibt es aber auch diverse ergänzende 
deutsche Normen beispielsweise nach DIBt. 

Das gesamte Konstrukt der Sicherheitsvorkehrungen besteht im Prinzip grob aus drei 
Hauptpunkten: erstens bereits im Genehmigungsverfahren, im BImSchG-Verfahren, 
zweitens die technische Prüfung der baulichen Anlagen, die Typenprüfung, und dar-
über hinaus drittens die kontinuierliche Überwachung und Wartung, also die Kontrol-
len. Diese enge Verzahnung in Deutschland ist etwas Besonderes. 

Ein Land kann nicht ohne Weiteres mit einem anderen verglichen werden – das ist ein 
bisschen wie Äpfel mit Birnen zu vergleichen –, weil die Ansatzweisen durchaus un-
terschiedlich sind. Eine Besonderheit die deutschen Regulatorien betreffend ist zum 
Beispiel die bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung seit 2025. Insbesondere für dieje-
nigen, die sich durch die blinkenden Lichter der Nachbefeuerung beeinträchtigt füh-
len – das ist eine subjektive Sache –, ist das auf jeden Fall ein Gewinn, um unnötige 
Störungen zu vermeiden. Die Branche ist daran interessiert und gewillt, das umzuset-
zen, was möglich ist. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Herr Schlösser, Sie wurden von zwei Fragestellern 
angesprochen.  

Christian Schlösser (Enser Versicherungskontor): Ich komme zu der ersten Frage 
der Grünen bezüglich der Versicherbarkeit von Kraftwerken generell. Atomkraftwerke 
waren in Deutschland nie versichert. Es gab lediglich eine Staatsgarantie, und die war 
sehr gering. Zum damaligen Zeitpunkt waren es 2 Millionen Euro, früher waren es auch 
einmal 2 Millionen D-Mark. Bis heute kann nicht ein einziges Endlager bzw. Zwischen-
lager versichert werden. Alle, die ein bisschen die Medien verfolgen, wissen, welche 
Folgen Asse mit sich gebracht hat. Wir schieben die Sache im Grunde vor uns her und 
wissen nicht, wie wir damit umzugehen haben. Von der Versichererseite wird das nie-
mand anpacken, auch nicht in Zukunft. Das ist auch in anderen Ländern so. Das läuft 
immer nur über Staatsgarantien.  

Was Kohlekraftwerke anbelangt, war es früher sicherlich anders zu sehen, als es heute 
ist. Da Kohlekraftwerke CO2 emittieren, ist die Sachlage insbesondere mit Blick auf die 
Umweltauswirkungen ganz anders geworden, sodass die Umwelthaftpflichtversiche-
rung bei Kohlekraftwerken andere Auswirkungen hat, will heißen: Es werden deutlich 
höhere Prämien beansprucht, weil die Rechtsgrundlagen für CO2-Emissionen heute 
anders sind als früher.  

Bei Gaskraftwerken ist es ähnlich, allerdings emittieren Gaskraftwerke deutlich weniger 
CO2.  

Die klassischen fossilen Kraftwerke sind also eigentlich versicherbar, gleichwohl bleiben 
AKW außen vor; das ist aber auch kein fossiles Kraftwerk in dem Sinne.  
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Alles, was die Erneuerbaren anbelangt, sei es Photovoltaik, Biogasanlagen oder Geo-
thermieanlagen, ist bei der Versicherungswirtschaft weitestgehend sehr leicht zu plat-
zieren. Sicherlich handelt es sich jeweils um unterschiedlichen Beiträge – das muss 
man durchaus sagen –, aber im Großen und Ganzen hat die Versicherungswirtschaft 
keine Angst davor, erneuerbare Energien haftpflichtmäßig und auch sachmäßig zu 
versichern, und es ist auch leicht umlegbar. Es gibt genügend Kraftwerke, die ohne 
Probleme laufen und auch schadenmäßig nicht so auffällig sind, als dass wir die Bei-
träge drastisch anheben müssten.  

Die FDP fragte zu dem Thema „Dauerbetrieb“. Eine Windkraftanlage wird nicht einfach 
so aufgebaut – es gibt Inbetriebnahmeprotokolle –, und wie es im Leben so ist, wird 
auch durchaus mal festgestellt, dass eine Windkraftanlage noch mängelbehaftet ist. 
Dazu muss gesagt werden, dass bei einer Windkraftanlage, so sie denn am Anfang 
noch Mängel hat, diese nicht immer alle sofort abzustellen sind bzw. bisweilen sogar 
durchaus Streit entsteht, woher der Mangel letztendlich kommt. Das führt dann dazu, 
dass es juristische Auseinandersetzungen zwischen einem Betreiber und dem Her-
steller gibt, der die Windkraftanlage aufgebaut hat.  

Das dauert dann immer auch seine Zeit, was letztlich dazu führt, dass wahrscheinlich 
in diesem Fall, bei dieser Windkraftanlage, die noch nicht abgenommen war, noch et-
was an dieser Anlage vorgefunden wurde. Ich kenne diese Gutachten allerdings 
nicht – ich kann das nicht bewerten –, aber es ist zu vermuten, dass die Anlage definitiv 
noch etwas gehabt haben muss, ansonsten wäre sie abgenommen worden. 

Es ist nicht unüblich, dass ein Prozess mit einer Dauer von einem oder zwei Jahren 
zwischen der Inbetriebnahme und der Abnahme liegt. Es geht meistens um Dinge, die 
der Betreiber gegenüber dem Hersteller bemängelt, und dann sagt: „Mit diesen oder 
jenen Teilen bzw. Komponenten sind wir noch nicht zufrieden“, und deswegen erfolgt 
dann auch noch keine Abnahme.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wie kommen zur vierten Fragerunde. 

Christian Loose (AfD): Fast würde ich fragen, aus welchen Subventionen die Kern-
kraftwerkbetreiber ihre Versicherungen bezahlen, aber das lasse ich jetzt.  

Herr Herold, Sie sind auch als Vertreter von Verbraucherschutzorganisationen anwe-
send, um die Sicht der Anwohner zu berücksichtigen. Betrachten wir nun nicht mehr 
den Dauerbetrieb, sondern den Fall einer Havarie: Was für Stoffe regnen in die umge-
bende Landschaft ab oder werden dann verteilt und fliegen gegebenenfalls sehr weit, 
wenn etwas zu brennen anfängt oder zerbricht und dann in der Gegend verteilt wird? 
Was für Probleme bringt das mit sich? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Dr. Kruse, die Unfallrisiken durch Windenergie-
anlagen wurden umfassend beleuchtet. Ich komme zu der Akzeptanz von Windener-
gieanlagen. Was ist aus Ihrer Sicht, aus Sicht der kommunalen Unternehmen, wichtig 
für die Akzeptanz vor Ort? Welche Maßnahmen sind entscheidend?  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 19 - APr 18/1222 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 19.05.2026 
90. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
André Stinka (SPD): Herr Daschevski, Sie haben vorhin die unterschiedlichen Werte 
mit Blick auf Schäden dargestellt. Sie machen in Ihrer Stellungnahme deutlich – wenn 
wir es richtig verstanden haben –, dass zwischen Personenschäden und Sachschäden 
unterschieden wird. Bei Personenschäden liegt der Grenzwert bzw. die Wahrschein-
lichkeit häufig bei 1 zu 1 Million und bei Sachschäden bei 1 zu 10.000. Können Sie uns 
die Herleitung darstellen, wie es zu diesen Berechnungsgrundlagen kommt, gerade 
auch mit Blick auf herumfliegende Windradbauteile?  

Michael Röls (GRÜNE): Unsere nächste Frage richtet sich an die Firma RWE Rene-
wables. Was Windenergie angeht, sind Sie mit über 90 Windparks einer der größeren 
Akteure in Deutschland. Wir sehen in Umfragen hohe Zustimmungswerte zum Ausbau 
der erneuerbaren Energien, auch zur Windenergie, und auch eine Entwicklung, dass 
insbesondere in den Regionen, in denen der Ausbau der Windenergie schon weiter 
vorangeschritten ist, die Zustimmung der Gesamtbevölkerung tendenziell höher ist als 
in den Regionen, wo das noch nicht so stark der Fall ist. Die AfD behauptet hingegen, 
in der Bevölkerung gebe es großen Unmut über und Proteste gegen die Windenergie. 
Angesichts Ihrer zahlreichen Projekte frage ich Sie: Was ist Ihre Wahrnehmung? Gibt 
es Proteste von breiten Teilen der Bevölkerung, oder nehmen Sie Protest, wenn Sie 
ihn wahrnehmen, eher von einer kleinen, sehr lauten Minderheit wahr?  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Dr. Kruse, in dem Antrag wird der Eindruck erweckt, dass 
es beim Schutz von Straßen, Bahnlinien, Wohnbebauung und kritischer Infrastruktur 
eine Regelungslücke gebe. Können Sie das bestätigen? Welche Sicherheitsüberprü-
fungen und Auflagen bestehen bereits heute im Genehmigungs- und Überwachungs-
recht?  

Heiko Herold (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Herr Loose, wir sind auf die 
Havarien eingegangen. Vorhin haben wir es mikroskopisch betrachtet. Makroskopisch 
sehen die Dinge nicht viel anders aus: Sie sind dann noch im Verbund, was dann als 
Mikroplastik landet. Die Verteilungen – das haben wir auch schon von den Nebenred-
nern gehört – hängt natürlich auch von der Bruchstückgröße ab, von der Aerodynamik, 
wie weit solche Dinge fliegen.  

Zu den Inhaltsstoffen habe ich mich schon geäußert, und auch zu der Gefährlichkeit 
dieser Inhaltsstoffe. Ich kann noch auf die Antwort meines Nebenredners eingehen. 
Bei PFAS – die Abkürzung steht für „Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen“ – gibt 
es sehr große Unterschiede. Sie bauen sich langsam ab. Da sie sich langsam abbauen, 
sind die Metabolite erst relativ spät im Grundwasser nachweisbar. Ich weiß von Grund-
wassergebieten wie in Kaarst, in denen es große Verdünnungseffekte gibt. Bis dort zum 
ersten Mal etwas gemessen wird, dauert es ewig, und wenn es dann gemessen wird, 
dauert es ewig, bis man das Ganze wieder im Griff hat. Es gibt diesbezüglich Erfah-
rungen mit anderen Schadstoffen, und es wird sich in diesem Fall ähnlich verhalten.  

Allerdings – das muss ich auch hierbei ansprechen – besteht massiver Forschungs-
bedarf. Im Labor sind diese ganzen Möglichkeiten nachgewiesen. In welchen Umfän-
gen sie im Felde nachzuweisen sind, haben wir schon gehört. Die Dinge sind in Acker-
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böden nachzuweisen. Ich weise auch darauf hin, dass es noch deutlich sensiblere 
Ackerflächen wie Bioflächen gibt. Wenn wir die verhauen, wird es schwierig, das wie-
der zu regenerieren. Die sind dann nicht mehr brauchbar. Das alles muss betrachtet 
werden.  

Ich komme zu den Gondeln und darauf zu sprechen, was alles darin enthalten ist. Es 
sind einige Kilo reine Fettschmierstoffe enthalten. Ich habe herausgefunden, dass es 
mittlerweile auch ölfreie Anlagen gibt – deren Getriebe funktioniert anscheinend an-
ders –, aber bisher befinden sich bis zu Zweieinhalbtausend Liter Hochleistungsöle in 
der Gondel. Falls diese in die Umwelt geraten, verursachen sie deutlich mehr Prob-
leme, als bei einem Unfall mit einem Diesellastwagen verursacht werden, weil ihre 
Abbaubarkeit schwieriger ist. Es kann dann zu Leckagen, Tropfungen und anderem 
kommen. Daher wären solche Anlagen zum Beispiel in sensiblen Trinkwassergebieten 
usw. generell auszuschließen; man sollte Anlagen nehmen, die weniger Probleme be-
reiten. Ich sehe auch, dass die Hersteller viel daran arbeiten, diese Dinge zu verbes-
sern, aber sie sind vorhanden, und sie sind nicht im ausreichenden Umfang unter-
sucht, um sie risikomäßig genau zu bewerten.  

Es wurde erwähnt, dass Äpfel mit Birnen verglichen würden. Ich stelle immer wieder 
fest: Ja, aber das wird auch in dem Bereich „Schadstoffe“ getan. Wie ich vorhin gesagt 
habe, können nicht einfach flächendeckend alle Mikroplastikarten in einen Topf gewor-
fen und dann behauptet werden, dass die von der Windkraft gering sind, weil es dort 
extreme punktuelle Einträge gibt. Wie weit diese Stoffe verfrachtet werden, ist auch 
noch weitestgehend nicht untersucht. Insbesondere bei diesen Mikrosachen, die sich 
noch weiter auflösen, kommen wir weit über 1 km. Aber ich sage auch: Das ist keine 
individuelle Risikobelastung, sondern es muss in der Fläche betrachtet werden, was 
für Verluste wir hätten, falls diese Flächen erst einmal kontaminiert sein sollten. 

Über Trinkwasser brauchen wir wohl nicht zu sprechen. Das ist eines der höchsten 
Schutzgüter. Es sollte tunlichst darauf geachtet werden. Selbst die FH-DGGV, die 
Dachsektion Hydrologie der Deutschen Geologischen Gesellschaft, meint, dass Ge-
nehmigungsverfahren ausgesetzt werden sollten, weil riesigen Mengen Schmierstoffe 
und sonstige Dinge austreten könnten und eine erhebliche Gefahr darstellen. Ein Ro-
torbruch darf nicht nur als spektakulärer Unfall gesehen werden, sondern auch solche 
Dinge sind nicht zu unterschätzen.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Herr Dr. Kruse, Sie wurden zweimal angesprochen. 
Ich bitte Sie, auf die Fragen nacheinander in einem Beitrag zu antworten.  

Dr. Jürgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen): Ich beginne mit der ersten 
Frage zum Thema „Akzeptanz“. Sobald die Risiken, die wie bei allen Infrastrukturan-
lagen unbestreitbar auch mit dem Betrieb von Windenergieanlagen einhergehen, im 
Genehmigungsverfahren abgeprüft sind, kommt für den Projekterfolg der Akzeptanz 
vor Ort eine zentrale Rolle zu. Diese Akzeptanz vor Ort spielt nicht erst nach dem 
Genehmigungsverfahren eine Rolle, sondern sie wird auch schon bei Planungsverfah-
ren, bei der Auswahl der Flächen berücksichtigt, indem andere Schutzgüter abgewogen 
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werden. Akzeptanz spielt im Genehmigungsverfahren – Stichwort „Öffentlichkeitsbe-
teiligung“ –, aber auch beim Bau und Betrieb der Anlagen eine zentrale Rolle.  

Aus Sicht der kommunalen Versorgungswirtschaft zeigt sich klar, dass Akzeptanz nicht 
durch abstrakte Instrumente wie Mindestabstände entsteht, sondern durch die kon-
krete Ausgestaltung der Projekte vor Ort. Verschiedene Maßnahmen haben sich be-
währt, um Akzeptanz herzustellen.  

Zentrale Faktoren sind zunächst Transparenz und die frühzeitige Einbindung. Die Er-
fahrung unserer Unternehmen zeigt, dass Akzeptanz dann entsteht, wenn Bürger 
nachvollziehen können, wie die Standorte für die Windenergieanlagen zustande ge-
kommen sind, welche Auswirkungen geprüft und wie Entscheidungen getroffen wur-
den. Offene Kommunikation und frühzeitige Beteiligung sind entscheidend, um von 
Anfang an Vertrauen aufzubauen und Konflikte zu vermeiden.  

Ein weiterer wesentlicher Punkt ist eine echte Beteiligung. Es geht also nicht darum, 
die Bürger einfach nur zu informieren. Es bedeutet vielmehr, dass ein Dialog samt 
Mitwirkungsmöglichkeiten angeboten werden muss. Praxisansätze reichen von Betei-
ligungsformaten bis zu kooperativen Modellen, in denen lokale Akteure aktiv einge-
bunden werden. Stadtwerke sind lokale Akteure, die dann, wenn sie einen Windpark 
betreiben oder bauen, bereits eingebunden sind, aber Stadtwerke kooperieren bei-
spielsweise auch mit Bürgerenergiegesellschaften. Im Münsterland gibt dafür Bei-
spiele. Solche Formen der Beteiligung tragen nachweislich dazu bei, die örtliche Ak-
zeptanz zu verbessern.  

Eine weitere Säule – sie ist aus Sicht der kommunalen Unternehmen besonders wich-
tig – besteht aus der regionalen Wertschöpfung und der finanziellen Teilhabe. Wenn 
Kommunen und Bürger konkret von Projekten profitieren, etwa durch die freiwillige 
Beteiligung nach § 6 EEG oder durch das hiesige Bürgerenergiegesetz, wonach die 
Beteiligung nach § 6 EEG häufig Bestandteil der Vereinbarungen ist, die Kommunen 
mit Betreibern treffen. Das verändert die Wahrnehmung deutlich. Diese finanzielle Teil-
habe schafft unmittelbaren Nutzen vor Ort und erhöht die Akzeptanz wesentlich. Hinzu 
kommt die Wertschöpfung, also Gewerbesteuereinnahmen für die Kommune durch die 
betriebene Windenergieanlage und gegebenenfalls Pachteinnahmen für die Kom-
mune, wenn ihr die Flächen gehören. Auch wenn das Stadtwerk, das der Kommune 
gehört, die Anlagen selbst betreibt, ist die Kommune unmittelbar an der Wertschöpfung 
beteiligt, indem nachher zum Beispiel Geld in den Haushalt zurückfließt.  

Gerade Stadtwerke spielen hierbei eine besondere Rolle. Sie sind in der Region ver-
ankert, arbeiten eng mit ihren Kommunen zusammen und kennen die lokalen Gege-
benheiten. Dadurch können Projekte so entwickelt werden, dass sie sowohl wirtschaft-
lich tragfähig sind als auch die Interessen vor Ort berücksichtigen. Das führt häufig zu 
dem entscheidenden Unterschied, dass diese Projekte nicht als extern wahrgenom-
men werden, sondern als etwas, das von vor Ort kommt. Das steigert die Akzeptanz 
deutlich.  

Herr Brockes fragte nach der Regelungslücke bei Schienenwegen, bei Straßen, bei kri-
tischer Infrastruktur in Bezug auf die Unfallrisiken der Windenergieanlagen. Ich greife 
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auf die in meiner ersten Antwort genannten Punkte zurück, dass die Risikovorsorge 
zweischrittig erfolgt.  

Sie erfolgt auf der Planungsebene, wo geeignete Flächen identifiziert und Nutzungskon-
flikte bereits berücksichtigt werden. Das beinhaltet Nutzungskonflikte mit Straßenver-
kehrswegen, mit Bahnlinien, aber auch mit kritischer Infrastruktur wie etwa Leitungen, 
seien sie für Strom oder Gas. All das wird schon bei der Identifizierung berücksichtigt. 

Dann folgt das Genehmigungsverfahren nach § 5 BImSchG – insbesondere dieser 
Paragraf ist hierbei einschlägig; er wurde heute schon häufig genannt –, wonach die 
Betreiber von vornherein verpflichtet sind, Anlagen so zu errichten und zu betreiben, 
dass Gefahren und schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden. Entspre-
chende Nutzungskonkurrenzen mit den genannten kritischen Infrastrukturen und Ver-
kehrsanlagen werden dabei berücksichtigt, falls sie bestehen. Das wird standort-, an-
lagen- und schutzgutbezogen geprüft und anschließend auch überwacht und kontrol-
liert.  

Insofern ist die Risikovorsorge durch diesen zweischrittigen Prozess aus unserer Sicht 
gut gegeben. Es gibt keine Regelungslücke. Mindestabstände sind also nicht erforder-
lich. 

Stanislav Daschevski (Dr.-Ing. Veenker Ingenieursgesellschaft): Vielen Dank für 
die zweite an mich gerichtete Frage, die ich mit einer Gegenfrage beantworten möchte: 
Kann ich für die Beantwortung eine Minute mehr Zeit bekommen? Wäre das im Rah-
men des Möglichen?  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir machen eine Ausnahme. 

Stanislav Daschevski (Dr.-Ing. Veenker Ingenieursgesellschaft): Vielen Dank. – 
Sie fragten nach der Herleitung von Grenzwerten und wie sie zustande kommen. In 
der Risikobewertung werden zwei Phasen durchlaufen.  

Die erste Phase ist die Ermittlung einer Gefahr, also die Feststellung der Wahrschein-
lichkeit, dass ein Ereignis überhaupt stattfindet, sei es in einigen, in hundert oder in 
tausend Jahren. Das ist nur eine Zahl.  

Im zweiten Schritt muss bewertet werden, ob diese Zahl ausreichend klein ist, ob es 
also sicher genug ist. Für diese Bewertung hat uns der Gesetzgeber keine Leitlinien 
außer sehr weichen Formulierungen gegeben, zum Beispiel: „Gefahren sind zu ver-
meiden oder zu verringern“. Technische Sicherheiten werden sehr schwammig erklärt. 
Das zu erreichende Ziel wird erklärt, aber nicht, wann es erreicht wurde: Wann ist si-
cher sicher genug?  

Wir wissen aus Gerichtsurteilen zum Beispiel zum Thema „Kalkar“ bzw. „Kernkraftenergie“, 
dass Restrisiken verfassungskonform sind und dass wir als Gesellschaft Restrisiken 
ertragen müssen. Das wissen wir auch, weil wir Flugzeuge nutzen, weil wir Auto fahren 
usw. Wir ertragen Restrisiken.  
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In einem anderen Gerichtsurteil – OPAL gegen Unger; es ging um einen Windpark –, 
hat das Sächsische Oberverwaltungsgericht in Bautzen festgehalten, dass eine Wahr-
scheinlichkeit von 1 zu 1 Million zum Restrisiko gehört. Das ist eine einzelne Entschei-
dung, wann ein Risiko nach allgemeinen Betrachtungen klein genug ist.  

Jetzt, da eine solche Zahl vorliegt, also ein Gericht gesagt hat, dass 1 zu 1 Million in 
diesem Fall sicher genug ist, kann daraus eine Kette gebaut werden. Die Kette funkti-
oniert aus Sicht des Ingenieurs wie folgt: Personenschäden können nicht ersetzt wer-
den. Der Schaden, den eine Person einmal erlitten hat, kann nicht geheilt werden. 
Andersherum geht es um Sachschäden. Das kostet die Versicherung natürlich Geld, 
aber es gibt unendlich Geld; an Geld mangelt es uns nicht. Das heißt: Wir können von 
diesem sehr scharfen Grenzwert von 1 zu 1 Million ausgehen und sagen: Das ist das 
Schützenswerte, das wir haben. Personen- und meinetwegen auch Umweltschäden 
sind gewissermaßen nicht ersetzbar. Alles andere können wir tolerieren. Wir tolerieren 
auch einen Blechschaden am Auto viel eher als Personenschäden.  

Jetzt lässt sich sagen: Wenn eine Windkraftanlage nah an einem Objekt ist, das kein 
Mensch ist, also zum Beispiel ein Trafo-Häuschen, ein Solarpark oder irgendein ande-
res Objekt, bei dem nur ein Versicherungsschaden entstände, dann kann ein höheres 
Maß an Schaden zugemutet werden. Es liegt natürlich immer Auge des Betrachters: 
Wie viel Geld ist übrig? Wie häufig kann so ein Schaden in Kauf genommen werden?  

Mir sind Fälle bekannt, in denen Kombinationen aus Windkraftanlagen und Solarparks 
durch einen Betreiber betrieben werden. Die Abstände betragen 0 m. Der Betreiber 
weiß also: Im Winter kann es ausgehend von der Windkraftanlage zu einem Eisfall 
kommen, der genau auf das Solarfeld trifft, und das passiert jedes Jahr ungefähr ein, 
zwei Mal. Er kennt also seine Ausfallwahrscheinlichkeit und nimmt diese in Kauf. Für 
diesen Betreiber wäre also ein Risiko von 1 in 1 Jahr völlig in Ordnung. Würde es sich 
jedoch um einen fremden Betreiber handeln, dann würde er sagen: So häufig soll das 
nicht vorkommen; ich möchte eine größere Sicherheit haben und akzeptiere zum Bei-
spiel die Wahrscheinlichkeit von 1 in 1.000 Jahren, 1 in 10.000 Jahren usw.  

Die Herleitung unterschiedlicher Maßstäbe resultiert also aus der Auswirkung und aus 
dem Schaden. Geht es um Menschen, geht es um Objekte? Wie kann ich damit um-
gehen? 

Anna Hector (RWE Renewables Europe & Australia): Herr Dr. Kruse hat bereits 
Vorarbeit für mich geleistet; das hätte ich jetzt auch gesagt.  

Ich möchte es aber noch um eigene Erfahrungen ergänzen. Entscheidend ist, früh in 
Projekten mit den Menschen vor Ort zu sprechen, präsent zu sein – in der Regel ge-
schieht dies über Informationsveranstaltungen – und auch die Befürchtungen und 
Ängste ernst zu nehmen bzw. offene Fragen zu klären und Bedenken zu besprechen. 
Es kann beispielsweise helfen, wenn konkret gezeigt wird, was man vorhat.  

Für Windparks können beispielsweise Fotomontagen erstellt werden, um zu zeigen, 
wie der Windpark tatsächlich aussehen würde. Gerade wenn die Bürger, die Anwohner 
eine konkrete Vorstellung davon haben, wie es sein wird, ist die Sache noch einmal 
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anders; jeder hat seine eigene Fantasie, und dementsprechend kann man sich das 
alles unter Umständen auch noch dramatischer ausmalen, als es tatsächlich wirkt.  

In der Regel sind diejenigen, die am lautesten protestieren und vielleicht auch aktiv 
Ängste schüren, auch am präsentesten. Häufig kommen Menschen, die damit d’ac-
cord sind, die pro Erneuerbare sind, die kein Problem mit dem Windpark haben, über-
haupt nicht zu Informationsveranstaltungen, weil es für sie kein großes Thema ist. 
Deswegen ist es immer auch eine Frage der Wahrnehmung.  

Ein wichtiger Punkt für die Akzeptanz – das hat mein Vorredner Herr Dr. Kruse schon 
gesagt – ist die regionale Wertschöpfung. In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
das Beteiligungsgesetz NRW verweisen, was bisher sowohl in der Branche als auch 
allgemein positive Resonanz erfahren hat und eine gute Grundlage dafür bildet, die 
Akzeptanz vor Ort zu steigern. Natürlich kann man sagen: „Mit Geld lässt sich alles 
regeln“, aber ich finde das ein bisschen zu einfach formuliert. Letztendlich sollen auch 
Kommunen und Bürger vor Ort davon profitieren, dass es dort Windkraft gibt.  

Jörg Kerlen (RWE Renewables Europe & Australia): Herr Röls, ich ergänze noch 
einige Sätze. Wir machen die Erfahrung, dass es so etwas wie Gewöhnungseffekte 
gibt. Es geht nicht um einen Abstumpfungseffekt, sondern um einen Gewöhnungsef-
fekt oder die Erfahrung, welche die Bürgerinnen und Bürger mit Windparks in ihrer 
Region gemacht haben oder machen. Während bei der unbekannten Anlage anfangs 
erst einmal Berührungsängste geweckt wurden, hat sich nachher herausstellt: Wir le-
ben damit, und wir können damit auch gut leben, weil es die entsprechenden Schutz-
mechanismen beispielsweise mit Blick auf Schattenwurf gibt oder weil die Lärmemis-
sionen entsprechend der Grenzwerte erträglich sind. Das ist das eine Thema.  

Zum zweiten Thema. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich bitte Sie, sich hierzu kurzufassen. 

Jörg Kerlen (RWE Renewables Europe & Australia): Dann werden auch die Vorteile 
erkannt, die sich aus der lokalen Wertschöpfung ergeben. Es geht um Vorteile für die 
Stadtwerke oder auch für große Unternehmen wie RWE – wir haben auch Kooperati-
onen und Beteiligungsmodelle –, die das dann für die Region mit sich bringt.  

Dementsprechend erleben wir, dass es oftmals einfacher ist, einen zweiten Windpark 
neben einen bestehenden zu bauen, wenn es nicht zu Umzählungsaspekten kommt, 
aber das ist eine Frage der Flächenplanung, die seitens der Kommune erfolgen muss. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir kommen zur fünften Fragerunde. 

Christian Loose (AfD): Ich bin froh, dass nicht immer nur unsere Sachverständigen 
die Redezeit überschreiten.  
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Herrn Tschischke, eines der wichtigsten Güter ist die Gesundheit unserer Bürger. Kön-
nen Sie darlegen, ob es neuere Erkenntnisse in Hinsicht auf das Schutzgut „Mensch“ 
gibt, die im Zusammenhang mit Windindustrieanlagen untersucht wurden? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Beseler, im Landtag sprechen wir relativ oft über 
das Thema „Infraschall bei Windenergieanlagen“. Sie verweisen auf eine ganze Reihe 
von Studien. Können Sie das für uns einordnen? 

André Stinka (SPD): Unsere Fragen wurden ausreichend beantwortet; wir haben keine 
weiteren. 

Michael Röls (GRÜNE): Auch wir sind mit unseren Fragen durch. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Schlösser, in dem Antrag der AfD wird der sogenannte 
Trümmerwurf als zentrale von Windenergieanlagen ausgehende Gefahr dargestellt. 
Wie ordnen Sie dieses Risiko insbesondere mit Blick auf Gewicht und Flugverhalten 
großer Bauteile, bestehende Trümmerwurfgutachten und technische Sicherheitssys-
teme moderner Anlagen fachlich ein?  

Volker Tschischke (VERNUNFTKRAFT NRW): Zu dem Thema „Gesundheit“ gibt es 
einige neue, sehr interessante Erkenntnisse.  

Ich möchte aber gerne noch einmal die Themen „Standsicherheit“ und „Turbulenzgut-
achten“ aufgreifen. Denn diese Themen stammen aus einer Zeit von nicht so hohen 
Anlagen. Zu den Turbulenzgutachten. Bei neuen Anlagen beträgt die Flügelfläche bzw. 
die umstrichene Fläche über 22.000 m2. Man hat bei den Höhen neuer Anlagen – ak-
tuell geht es um 265 m und mehr – festgestellt, dass dort eher böiger Wind vorherrscht. 
Windböen greifen eine solche Windanlage punktueller an; das würde ca. 5.000 bis 
6.000 m2 bedeuten. Es besteht als eher eine punktuelle Angriffsfläche, sodass die bis 
heute erstellten Turbulenzgutachten nicht mehr in die Zeit passen.  

Jetzt aber zum Thema „Gesundheit“. Im letzten Monat hat ein Kongress der Deutschen 
Gesellschaft für Innere Medizin in Wiesbaden stattgefunden. Dort hat unter anderem 
Professor Vahl von der Universität Mainz – der eine oder andere mag ihn kennen – 
eine neue Studie vorgestellt, in der es um die Gesundheit ging. Er hat schon um das 
Jahr 2018 oder 2020 herum in einer Laborumgebung einen Herzmuskel mit Schall 
beaufschlagt. Dieser Herzmuskel wurde geschwächt. Professor Vahl und sein Team 
an der Universität Mainz haben von der Kassenärztlichen Vereinigung Patientendaten 
aus dem Kreis Paderborn beschafft, und zwar sowohl aus Orten wie Hövelhof und 
Delbrück, in denen keine oder nur sehr wenige Windenergieanlagen stehen, als auch 
aus sehr stark betroffenen Gebieten bzw. Kommunen wie Borchen und Lichtenau. An-
hand dieser ca. 70.000 Patientendaten wurde eine erhöhte Signifikanz festgestellt. 
Vielleicht kann Herr Daschevski als Gutachter nachher auch noch etwas dazu sagen; 
er kennt sich ja mit solchen Zahlen aus. In Borchen bzw. auch in Lichtenau gab es bis 
zu 68 % höhere Krankenraten in Bezug auf Herzinsuffizienz und Herzrhythmusstörun-
gen. Diese wissenschaftliche Studie wurde peer-reviewed und hat unter anderem 
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einen P-Wert kleiner 0,0001, was wiederum bedeutet, dass ihr Ergebnis statistisch 
signifikant ist.  

Jetzt lautet die Frage – ich habe unseren Landrat schon darauf angesprochen; wir 
haben heute schon ein paar Mal über § 5 Bundesimmissionsschutzgesetz bespro-
chen, und das trifft hier nun zu –: Was machen wir jetzt mit den Daten, die wir aufgrund 
dieser neuen Erkenntnisse gewinnen konnten? Ich habe den Landrat schon ange-
schrieben bzw. eine formelle Gefahrenanzeige geschrieben, dass diesbezüglich bitte 
gehandelt werden soll. Das ist definitiv geboten. Die Daten ergeben das definitiv. Von 
Gesetzes wegen wären ein Stopp des Ausbaus in den Kommunen, die so extrem be-
lastet sind, zumindest aber eine sofortige nächtliche Abschaltung angezeigt.  

Der Landrat hat jetzt 14 Tage Zeit, … 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Herr Tschischke, ich muss Sie bitten, mit Ihren Aus-
führungen zum Ende zu kommen. 

Volker Tschischke (VERNUNFTKRAFT NRW): … und dann schauen wir mal, was 
dabei herauskommt. Denn es ist eine außerordentlich geringe Wahrscheinlichkeit, 
dass das rein zufällig so ist. Das ist mittlerweile die Problematik dabei.  

Noch einen Satz: Aufgrund dieser neuen Erkenntnisse fordern wir mittlerweile – es gibt 
auch schwedische Gutachten und, und, und – eine 10H-Abstandsregelung zur Wohn-
bebauung.  

Jonas Beseler (8.2 QHSE): Infraschall ist nicht mein Kernfachgebiet. Ich mache viel 
in den Bereichen „Arbeitssicherheit“ und „Risikobetrachtung“. Deswegen hatte ich 
mich vorab einmal mit dem Thema beschäftigt und geguckt, wie die Studienlage aus-
sieht.  

Sie haben eine einzelne Studie hervorgehoben. Historisch betrachtet gab es eine 
Falscheinordnung des Infraschallpegels von Windkraftanlagen, die vom Umweltminis-
terium korrigiert werden musste. Die Gesamtstudienlage ergibt zunächst einmal das 
Bild, dass Infraschall in den Abständen, in denen wir zurzeit mit der Windkraft arbeiten, 
völlig unschädlich ist.  

Die AfD-Fraktion hatte darauf hingewiesen, dass Infraschall in der Luftfahrt gut unter-
sucht ist. In diesem Bereich liegen aber ganz andere Infraschalldruckpegel vor.  

Die von Ihnen genannte Studie mit dem Herzmuskel wird kritisch gesehen, aber das 
müsste man sich noch einmal im Detail angucken. Ich hatte Ihre Studie auch kurz 
nachgeschlagen, konnte dazu aber kein Peer-Review finden. Das würde mich interes-
sieren; wenn Sie mir das im Nachgang zukommen lassen, wäre das interessant.  

Zumindest nach der Studienlage, wie ich sie recherchieren konnte, besteht zurzeit im 
Großteil der Konsens, dass es unkritisch ist. So etwas kann sich mit der Zeit ändern, 
aber dann muss mehr als eine Studie herauskommen, in der es heißt, dass ein kriti-
sches Problem damit bestehe. Die Sachlage ist aber zumindest momentan so – das 
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schließe ich aus meiner Recherche –, dass nach einem Großteil der Studien kein 
Problem vorliegt.  

Christian Schlösser (Enser Versicherungskontor): Zu der Frage, wie sich die so-
genannten Trümmerwurfgutachten oder generell die Bewertung von solchen Dingen 
letztendlich auf kritische Infrastruktur und Ähnliches auswirken. Es gibt mittlerweile 
bzw. in den letzten Jahren sehr häufig, wenn es um Infrastrukturthemen wie Autobah-
nen, Biogasanlagen oder auch andere größere Gebäude geht, sogenannte Trümmer-
wurfgutachten. Dabei kommt immer wieder heraus, dass die Wahrscheinlichkeiten – 
das hat Herr Daschevski eben schon ein bisschen ausgeführt – bei Sach- und Perso-
nenschäden letztlich im Bereich von 1 zu 1,5 Millionen oder bei 1 zu 1 Million liegen. 
Das ist also zu vernachlässigen.  

Wären höhere Wahrscheinlichkeiten gegeben, würde sich das ganz sicher sofort in 
der Versicherungsprämie ausdrücken. Der Versicherer hat es nämlich letztlich zu be-
zahlen, falls Sach- und Personenschäden vorkommen würden. Stiegen die Wahr-
scheinlichkeiten deutlich an, wären sofort höhere Beiträge ein Ausdruck dessen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Es besteht die Möglichkeit einer sechsten Fragerunde, 
falls es noch Fragen gibt.  

Christian Loose (AfD): Herr Herold, Sie haben vorhin die Stichwörter „PFAS“ und 
„lungengängig“ genannt. Können Sie näher erläutern, was es für eine Bedeutung hat, 
wenn es zur Kontamination des Bodens kommt oder was passiert, wenn so etwas im 
Umfeld von Menschen verteilt wird?  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Ich bedanke mich bei den Sachverständigen. Wir ha-
ben in 90 Minuten viel gehört und genug Futter, um den Antrag entsprechend einzu-
ordnen. Ganz herzlichen Dank.  

Heiko Herold (Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit): Allgemein sind PFAS – das 
habe ich vorhin schon gesagt – Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen. Solche or-
ganischen fluorierten Verbindungen gehören zu den stabilsten und bauen sich dem-
entsprechend langsam ab, weisen aber auch unterschiedliche Gefährlichkeitsgrade 
auf. Es wird viel über einen Kamm geschoren.  

Es wäre sinnvoll, herauszufinden – die Hersteller halten sich da relativ bedeckt –, was 
bei Beschichtungen eingesetzt wird, welche Arten von PFAS da freigesetzt werden. 
Man kennt sie von verschiedenen anderen Dingen; eigentlich – machen wir es kurz – 
ist es Teflon. Das kennt jeder aus der Pfanne. Wird das zum Beispiel stark erhitzt, 
dann wird es gefährlich, dann können Schadstoffe austreten. Das verhält sich bei die-
sen Dingen nicht viel anders.  

Es gibt gerade zu diesen Themen – ich finde das immer wieder erschreckend – sehr 
wenig Forschungsgrundlage. Die Sachen treten auf – sie sind labormäßig nachgewie-
sen –, aber es fehlen die entsprechenden Feldstudien. Sie haben eben die Gefahren 
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angesprochen. Wenn diese Stoffe in die Umwelt gebracht und dann in einem bestimm-
ten Auswurfbereich deponiert werden, dann stellt sich als Nächstes die Frage, ob sie 
dort bleiben oder ob sie beim nächsten Windstoß weiterverfrachtet werden und dann 
die Kontaminationsfläche deutlich größer wäre, als man bisher mit Blick auf die Depo-
sition denkt. Das ist nicht geklärt.  

Es kommt noch etwas viel Entscheidenderes dazu. Sicherlich lassen sich Glasfasern 
und Kohlefasern nicht direkt mit Asbest vergleichen. Asbest kommt von „asbestos“ und 
heißt „beständig“. Die entsprechenden Probleme im Baubereich usw. sind bekannt; 
das muss ich hier nicht ausführen. Asbest entsteht aber auch natürlich – das ist vielen 
nicht bekannt –: Bei der Verwitterung von Amphibolit entsteht Asbest. Es wurden 
schon ganze Schulhöfe damit gepflastert, und dann hat sich das freigesetzt. Hinterher, 
nach der Sanierung, hat man sich gewundert, warum der Asbestwert nicht sinkt. Man 
muss die Dinge also immer klar unterscheiden. Glasfasern oder auch sonstige Faser-
stoffe sind, wenn sie in die Umwelt freigesetzt werden und lungengängig sind, annä-
hernd vergleichbar, weil sie meist in der Lunge bleiben. Ob sie sich dann genauso 
verhalten wie Asbest, ist die Frage. Meistens sind sie etwas harmloser als Asbest, aber 
trotzdem ist es nicht zu verharmlosen.  

Über diese Stoffe, die ich jetzt angesprochen habe – PFAS in der unterschiedlichsten 
Spannbreite –, würde man gerne mehr wissen, um es risikomäßig zu beurteilen. Das 
gilt auch für Bruchstücke. Das habe ich vorhin angesprochen: Entscheidend ist nicht, 
was der Schadstoff beinhaltet, sondern welches Eluat aus dem Schadstoff heraus-
kommt.  

Ich nenne ein gutes Beispiel. Ich wohne im Fichtelgebirge. Im Gestein dort ist sehr viel 
Uran. Im Trinkwasser finden Sie aber wenig, weil es nicht mobil ist. In Erlangen oder 
Nürnberg wiederum gibt es Burgsandstein. Der geogene Wert von Uran ist verschwin-
dend gering, aber die Werte im Trinkwasser sind so, dass manchen schwindelig wird. 
Das ist, glaube ich, ein guter Vergleich für diese Schadstoffe.  

Es besteht deutlicher Forschungsbedarf, um klarere Aussagen zu treffen. Wenn ich 
einen unbekannten Feind vor mir habe, dann gehe ich nicht blind auf ihn zu, sondern 
sollte etwas vorsichtiger agieren.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich gehe davon aus, dass es weiterhin nur noch sei-
tens der AfD-Fraktion Fragen gibt. Mein Vorschlag lautet, dass Sie, Herr Loose, Ihre 
Fragen bündeln und diese gemeinsam adressieren.  

Christian Loose (AfD): Ich stelle meine Fragen als Kombination. Das ist dann wahr-
scheinlich meine letzte Fragerunde. Den Sachverständigen müssten Sie dann natür-
lich ein bisschen mehr Zeit einräumen.  

Herr Tschischke, Herr Herold hat von Forschungsbedarf gesprochen. Werden amtli-
cherseits systematisch Daten zu Havarien von Windindustrieanlagen erhoben, oder 
wird die Gefährdungslage nicht erkannt und verläuft unterhalb des Radars, weil es 
dazu überhaupt keine Datenerfassung gibt?  
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Meine zweite, sich daran anschließende Frage lautet: Gibt es solche Untersuchungen 
in anderen Ländern? Ich habe etwas von Studien aus den USA gehört. Können Sie 
dazu etwas sagen? Welchen Einfluss hat das auf die Entscheidung, wie nah Windin-
dustrieanlagen an welche Objekte heranreichen dürfen?  

Volker Tschischke (VERNUNFTKRAFT NRW): Ich versuche, es kurz zu machen.  

Es gibt aktuell kein offizielles Melderegister für Havarien. Wir sind VERNUNFTKRAFT 
NRW, aber es gibt die Verbraucherschutzorganisation auch als Bundesinitiative, und 
dort gibt es ein Unfallregister. Das Unfallregister ist allerdings freiwillig. Zählt man die 
Fälle zusammen, gibt es an ca. 2% der Windenergieanlagen in Deutschland Unfälle. 
Das ist nach Brandschäden, Personenschäden etc. pp. geclustert. Ich möchte aber 
nicht genauer darauf eingehen. Eine Initiative in Bayern führt ebenfalls ein solches 
Register. Dort sehen die Zahlen ähnlich aus, sie sind sogar noch etwas höher, sodass 
bei VERNUNFTKRAFT vielleicht nicht alle Unfälle eingegangen oder gemeldet worden 
sind.  

Bezüglich der Gefährdungslage stellt sich mittlerweile eine Frage. Wir sprechen hier 
von öffentlicher Sicherheit etc. pp., was auch gesetzlich festgelegt ist. Unter anderem 
die USA – Sie haben das vielleicht in den Nachrichten in der letzten Zeit gehört – 
gehen ganz andere Wege. Dort ist es mittlerweile eine Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit. Wir kennen das auch aus Deutschland, zum Beispiel aus Gebieten der 
Senne: Das sind Tieffluggebiete. Es gibt auch Radargebiete. Das wird im Genehmi-
gungsverfahren zwar mitbetrachtet, aber es hat bis dato nie die Reichweite oder letzt-
endlich die Schwere im Genehmigungsverfahren gehabt, wie es eigentlich nötig wäre.  

Wie wir seit einiger Zeit wissen – auch ich hätte mir nicht vorstellen können, dass wir 
in Europa noch einmal Krieg haben –, liegen jetzt ganz andere Situationen vor, sodass 
man auch diese Betrachtung vornehmen sollte und vielleicht auch etwas andere Wege 
gehen muss. Denn an den Gedanken, dass wir hier nicht mehr nur von Frieden spre-
chen, müssen wir, auch ich, uns erst gewöhnen. Man liest es auch in den Medien: Ich 
möchte nicht unbedingt sagen, dass eine Mobilmachung vorliegt – das wäre übertrie-
ben –, aber letztendlich müssen wir uns schon entsprechende Gedanken machen.  

Es gibt Untersuchungen in anderen Ländern. Ich habe es in meinem Gutachten leider 
nicht geschrieben. Allerdings hat Gesundheitsminister Laumann – das habe ich in dem 
Verfahren herausgesucht – das bekommen; unser Gesundheitsamt hat aufgrund die-
ser extremen Gefährdung – es geht um Herzrhythmusstörungen und auch um andere 
Gefährdungen – eine Gefahrenanzeige bekommen. Wir müssen uns definitiv auch in 
gesundheitlicher Hinsicht Gedanken machen. Die Daten liegen vor, und ich habe dort 
auch explizit diese ganzen Studien angeführt. Das können Sie sich gerne von Herrn 
Laumann besorgen – das ist ja ein Kollege der CDU –; das wird dort vorliegen, sodass 
man sich das auch anschauen kann. Diese Gefahrenanzeige liegt dort definitiv vor, 
sodass man sich auch die Studien anschauen kann. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich schaue noch einmal in die Runde, ob es weitere 
Fragen gibt. Jede Fraktion hat noch einmal die Gelegenheit. – Ich sehe keine Initiative 
für weitere Fragen. Dann sind wir am Ende der Anhörung angelangt.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 30 - APr 18/1222 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 19.05.2026 
90. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
Ich bedanke mich ganz herzlich bei allen Sachverständigen für ihre Teilnahme an der 
heutigen Sitzung.  

Die nächste Sitzung unseres Ausschusses findet als reguläre Arbeitssitzung am 
3. Juni 2026 statt.  

Ich wünsche Ihnen allen noch einen schönen Tag und eine gute Woche.  

Die Sitzung ist beendet. 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 
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